
Abgaben- und gebührenfrei gemäß 
§ 12 SVSG 
 
 
 
 

R A H M E N V E R E I N B A R U N G  
 
 
 

abgeschlossen zwischen dem Berufsverband der österreichischen Logopädinnen und 
Logopäden - logopädieaustria, 1150 Wien, Sperrgasse 8-10 (im Folgenden kurz Verband) 
einerseits und der Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen,  
1051 Wien, Wiedner Hauptstraße 84-86 (im Folgenden kurz SVS genannt), andererseits. 
 

Präambel – Sprachliche Gleichbehandlung 
 

Soweit im Folgenden personenbezogene Bezeichnungen nur in weiblicher Form angeführt 
sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf 
bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form anzuwenden. 
 

 
§ 1 

Vertragsgegenstand 
 
Diese Rahmenvereinbarung regelt die Erbringung logopädisch-phoniatrisch-audiologischer 
Leistungen an Versicherten und anspruchsberechtigten Angehörigen der SVS (im Folgenden 
kurz Anspruchsberechtigte) für Indikationen laut Anlage 2, durch Personen, die im Sinne von 
§ 27 iVm § 28 des Bundesgesetzes über die gehobenen medizinisch-therapeutisch-
diagnostischen Gesundheitsberufe (MTD-Gesetz 2024 - MTDG), BGBl. I Nr. 100/2024 iVm 
den Bestimmungen des Gesundheitsberuferegister-Gesetzes (GBRG), BGBl. I Nr. 87/2016 
in der jeweils geltenden Fassung, zur Ausübung des logopädisch-phoniatrisch-
audiologischen Dienstes berechtigt sind (im Folgenden kurz Logopädin), auf Rechnung der 
SVS sowie den Abschluss von Einzelverträgen zwischen freiberuflich tätigen Logopädinnen 
und der SVS. Sämtliche Anlagen sind integrierende Bestandteile dieser 
Rahmenvereinbarung. 
 
 

§ 2 
Auswahl freier Vertragsstellen 

 
Bei Bedarf ist die einvernehmliche Festlegung eines Stellenplans vorgesehen.  
 
 

§ 3 
Einzelvertragsverhältnis 

 
(1) Das Vertragsverhältnis zwischen der SVS und der Logopädin wird bei Bedarf der SVS 

durch den Abschluss eines Einzelvertrages begründet. 
 
(2) Durch den Abschluss eines Einzelvertrages entsteht kein Anstellungsverhältnis zur SVS. 

Die Rechte und Pflichten der Parteien des Einzelvertrages ergeben sich aus dieser 
Rahmenvereinbarung samt allfälligen Zusatzvereinbarungen und dem Einzelvertrag. 

 
(3) Der Inhalt der Rahmenvereinbarung samt allfällig in Hinkunft abgeschlossenen 

Zusatzvereinbarungen bildet einen integrierenden Bestandteil des Einzelvertrages und ist 
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für die Parteien des Einzelvertrages samt den maßgeblichen gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Bestimmungen und Richtlinien der SVS von unmittelbarer Wirkung. 

 
(4) Jeder Abschluss sowie sämtliche Abänderungen einer Rahmenvereinbarung, eines 

Einzelvertrages oder einer Zusatzvereinbarung bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Schriftform. 

 
 

§ 4 
Abschluss eines Einzelvertrages 

 
(1) Dem Abschluss eines Einzelvertrages zwischen der Logopädin und der SVS ist der in der 

Anlage 1 beigefügte Muster-Einzelvertrag zugrunde zu legen. 
 
(2) Das Vertragsverhältnis beginnt mit dem im Einzelvertrag genannten Tag. Der 

Einzelvertrag wird grundsätzlich auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Befristungen, 
aufschiebende oder auflösende Bedingungen sind jedoch zulässig. 

 
(3) Voraussetzungen für den Abschluss eines Einzelvertrages sind: 
 
1. Die Logopädin ist gemäß § 28 Abs 2 MTDG zur freiberuflichen Berufsausübung 

berechtigt und gemäß § 27 Abs 1 Z 5 MTDG in das Gesundheitsberuferegister gemäß 
GBRG eingetragen. 

 
2. Ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache (Sprachniveau mindestens B2); 

 
3. Die Logopädin bietet für die Behandlung der Anspruchsberechtigten von sozialen 

Krankenversicherungsträgern mindestens 20 Wochenstunden Öffnungszeit an (die 
Mindestwochenstundenanzahl darf im Falle einer Anstellung von Logopädinnen gemäß 
§ 12 grundsätzlich nicht reduziert werden); im Einzelfall kann eine geringere 
Mindestwochenstundenanzahl im Einzelvertrag vereinbart werden; 

 
4. Nachweis, dass nach Abschluss der Berufsausbildung (Diplom oder Bachelor) die 

Ausübung des logopädischen Dienstes im Rahmen einer Vollzeittätigkeit von zumindest 
einem Jahr (bei Teilzeittätigkeit entsprechend länger)  
 

a. im Dienstverhältnis zum Träger einer Krankenanstalt oder 
 

b. im Dienstverhältnis zum Träger sonstiger unter ärztlicher Leitung bzw. 
ärztlicher Aufsicht stehender Einrichtungen, die der Vorbeugung, Feststellung 
oder Heilung von Krankheiten oder der Betreuung pflegebedürftiger Personen 
dienen oder 
 

c. im Dienstverhältnis zu freiberuflich tätigen Ärztinnen oder 
 

d. im Anstellungsverhältnis zu freiberuflich tätigen Logopädinnen mit 
Niederlassungsort in einem EU-Mitgliedstaat, in einem Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraums oder in der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft oder 
 

e. im Dienstverhältnis zu einer sonstigen im Bereich der Krankenbehandlung 
tätigen Institution, wenn das Kriterium „intensive Zusammenarbeit dieser 
Einrichtungen mit Ärztinnen bzw. mit anderen Gesundheitsberufen“ erfüllt ist, 
 

f. die Logopädin mindestens drei Jahre freiberuflich tätig war, 
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g. oder bereits in einem Vertragsverhältnis zu einem anderen 
Krankenversicherungsträger steht. 

 
Darüber hinaus kann im Einzelfall eine Berufserfahrung im Einvernehmen zwischen 
dem Verband und der SVS auch bestätigt werden, wenn die Gesamtbewertung der 
beruflichen Aktivität (z.B. Zusammenarbeit mit erfahrenen Angehörigen der 
Gesundheitsberufe, Vertragsverhältnis zu einem Krankenversicherungsträger) eine 
den oben angeführten Kriterien gem. Ziffer 4 in Hinblick auf Qualität und Quantität 
gleichwertige Berufserfahrung ergibt.  

 
(4) Durch Erfüllen der Voraussetzungen entsteht kein Anspruch auf Abschluss eines 

Einzelvertrages. 
 
 

§ 5 
Beendigung des Einzelvertragsverhältnisses 

 
(1) Das Einzelvertragsverhältnis zwischen der Logopädin und der SVS kann von beiden 

Teilen unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zum Ende eines 
Kalendervierteljahres ohne Angaben von Gründen mit eingeschriebenem Brief gekündigt 
werden.  
 

(2) Das Einzelvertragsverhältnis kann von Seiten der SVS ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist sowie ohne Berücksichtigung eines Kündigungstermins bei Verstoß 
gegen gesetzliche Bestimmungen des MTDG (insbesondere Werbeverbot und 
Berufspflichten) oder bei gravierenden Vertragsverletzungen gekündigt werden. 
 

(3) Der Einzelvertrag erlischt ohne Kündigung: 
 
1. im Falle der Kündigung der Rahmenvereinbarung mit dem Tage ihres 

Außerkrafttretens; 
2. durch den Tod der Logopädin; 
3. im Falle der Auflösung eines der Vertragspartner der Rahmenvereinbarung; 
4. mit dem Wirksamwerden gesetzlicher Vorschriften, durch welche die Tätigkeit der 

SVS entweder eine örtliche oder eine sachliche Einschränkung erfährt, in deren 
Folge die Tätigkeit der Logopädin nicht mehr in Frage kommt; 

5. wenn über das Vermögen der Logopädin ein Insolvenzverfahren eröffnet wird; 
6. bei Wegfall der persönlichen, gesetzlichen oder behördlichen Voraussetzungen für 

die freiberufliche Ausübung des logopädisch-phoniatrisch-audiologischen Dienstes 
der Logopädin; 

7. bei Vorliegen folgender Umstände: 
a) der rechtskräftigen Verurteilung der Logopädin wegen einer oder mehrerer mit 

Vorsatz begangener gerichtlich strafbarer Handlungen zu einer mehr als 
einjährigen Freiheitsstrafe oder wegen einer mit Bereicherungsvorsatz 
begangenen gerichtlich strafbaren Handlung; 

b) einer im Zusammenhang mit der Ausübung der logopädisch-phoniatrisch-
audiologischen Tätigkeit wegen groben Verschuldens strafgerichtlichen 
rechtskräftigen Verurteilung; 

c) eines wiederholten rechtskräftigen zivilgerichtlichen Urteiles, in welchem ein 
Verschulden der Logopädin im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer 
vertraglichen Tätigkeit festgestellt wird; 

d) dem wiederholten Fehlverhalten oder einem Verhalten, das die Logopädin oder 
deren Verband in Hinblick auf deren Eigenschaft als Vertragspartner der SVS 
ungeeignet erscheinen lässt. Dies berechtigt die SVS den Vertrag jeweils in 
Bezug auf die schädigende Partei durch einseitige schriftliche Erklärung unter 
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Zurückhaltung fälliger oder offener Honorarbeträge für erloschen zu erklären. 
Schadenersatzansprüche der SVS bleiben davon unberührt. 

e) wenn die Logopädin in fünf Folgejahren ab Vertragsabschluss keine 
Fortbildungszertifikate nachweisen kann. 

 
(4) Die Erlöschensgründe der Z 7 gelten auch, wenn diese von der Angestellten gesetzt 

werden, sofern die Logopädin das Vertragsverhältnis mit der Angestellten nicht binnen 
vier Wochen ab Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung aufgelöst hat. 

 
 

§ 6 
Nebenerwerbstätigkeit 

 
(1) Die Logopädin hat der SVS jede regelmäßige oder auch auf Dauer angelegte 

Nebenerwerbstätigkeit unter Angabe der wöchentlichen tatsächlichen Inanspruchnahme 
und vertraglichen Verpflichtung unverzüglich zu melden. 
 

(2) Nebenerwerbstätigkeiten mit in Summe mehr als zehnstündiger wöchentlicher 
tatsächlicher Inanspruchnahme oder vertraglicher Verpflichtung dazu bedürfen der 
schriftlichen Zustimmung der SVS. 

 
(3) Übersteigt die Arbeitszeit der Nebenerwerbstätigkeit jene Grenze, die die 

vertragslogopädische Tätigkeit in Zweifel zu stellen geeignet ist, berechtigt dies die SVS 
zur Kündigung des Einzelvertrages. Eine Beeinträchtigung ist jedenfalls dann 
anzunehmen, wenn die wöchentliche Arbeitszeit der Nebenerwerbstätigkeit mehr als 20 
Stunden beträgt, außer bei individuellen Vereinbarungen gemäß § 4 Abs. 3 Z 1. 

 
 

§ 7 
Fortbildung 

 
(1) Die Logopädin hat sich über die neuesten Entwicklungen und Erkenntnisse im 

Bereich der Logopädie sowie der medizinischen Wissenschaft, soweit diese für den 
logopädischen Dienst relevant ist, im Sinne des § 38 Abs 1 MTDG, regelmäßig 
fortzubilden. 

 
(2) Die Fortbildungspflicht gilt in gleicher Weise für die Angestellten (§ 12) der 

Logopädin. 
 

(3) Die Erfüllung der Fortbildungsverpflichtung ist beispielsweise mittels CPD-Zertifikat 
des Verbandes auf Verlangen der SVS jederzeit nachzuweisen. 
 

(4) Kann die Logopädin über das gesetzlich vorgeschriebene Fortbildungsausmaß noch 
zusätzliche Fortbildungen nachweisen, sind diese für den Qualitätsbonus gemäß 
§ 16 a anzurechnen. 
 

 
 

§ 8 
Verlegung des Berufssitzes / Änderung der Praxisadr esse / Ruhendmeldung  

 
(1) Die Adresse der Praxis und die Öffnungszeiten werden im Einzelvertrag geregelt. Die 

Logopädin hat die im Einzelvertrag vereinbarten Behandlungszeiten einzuhalten, 
möglichst gleichmäßig auf fünf Werktage, mit mindestens zwei Nachmittagsordinationen, 
zu verteilen und in geeigneter Form bekannt zu machen (beispielsweise Praxisschild, 
Anrufbeantworter, Telefonbuch). 
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(2) Bei der Ausstattung der Praxis sind die Mindeststandards gemäß Anlage 4 zu beachten, 

deren Einhaltung die SVS jederzeit auch unangekündigt überprüfen darf. Die 
Therapieausstattung orientiert sich an den Therapieschwerpunkten der jeweiligen 
Logopädin und hat ausreichend und zweckmäßig zu sein. 

 
(3) Bei der Neueröffnung einer Praxis hat die Logopädin sowohl einen behindertengerechten 

und barrierefreien Zugang zur Praxis als auch das Vorhandensein eines 
behindertengerechten Parkplatzes sicherzustellen. Dies ist allerdings erst dann 
erforderlich, wenn in der Praxis erstmals eine Person, die Inhaber eines 
Behindertenpasses ist, behandelt wird. 

 
(4) Ein Wechsel des Praxisstandortes ist der SVS unverzüglich anzuzeigen. Die SVS nimmt 

den neuen Praxisstandort unter Aufrechterhaltung des Einzelvertrages zur Kenntnis, 
wenn sie nicht binnen vier Wochen ab Einlangen der Meldung über den Wechsel des 
Praxisstandortes schriftlich Einspruch erhebt. 
 

(5) Eine Unterbrechung der logopädisch-phoniatrisch-audiologischen Tätigkeit auf Basis 
dieses Vertrages, welche durchgehend länger als zwei Monate betragen wird, ist der 
SVS zu melden (Ruhendmeldung des Einzelvertragsverhältnisses). Die anschließende 
Wiederaufnahme der Tätigkeit ist der SVS ebenfalls zu melden. 

 
 

§ 9 
Ökonomiegebot 

 
(1) Die logopädisch-phoniatrisch-audiologische Behandlung muss ausreichend und 

zweckmäßig sein und darf das Maß des Notwendigen nicht übersteigen. Medizinisch 
nicht notwendige beziehungsweise nicht zweckmäßige Behandlungen sind nicht 
zulässig. Werden solche Leistungen von einem Zuweiser verlangt, muss mit diesem die 
medizinische Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit vor der Leistungserbringung abgeklärt 
werden. Würde die Durchführung der verlangten Leistungen zu einer Verletzung des 
Ökonomiegebotes führen, ist die Logopädin verpflichtet, die Leistungserbringung 
abzulehnen. 

 
(2) Wird der gewünschte Behandlungserfolg bereits vor vollständiger Absolvierung der 

bewilligten Behandlungen erreicht, ist die Behandlung von der Logopädin zu beenden. 
 
 

§ 10 
Behandlungspflicht / Diskriminierungsverbot 

 
(1) Die Logopädin ist verpflichtet, entsprechend ihrer Ausbildung alle von der SVS oder einer 

Fachärztin zur einschlägigen Behandlung zugewiesenen Anspruchsberechtigten in den 
eigenen Behandlungsräumen fachgerecht zu therapieren. Für die nächstgelegene, 
tatsächlich zur Verfügung stehende Logopädin besteht auch eine gleichartige 
Verpflichtung zu notwendigen Hausbesuchen. Ein Hausbesuch ist nur verrechenbar, 
wenn er ärztlich verordnet wird (Notwendigkeit der Behandlung zu Hause, um 
Therapieerfolg sicherzustellen). 

 
(2) Die Logopädin darf nur in begründeten Fällen die Behandlung einer 

Anspruchsberechtigten auf Rechnung der SVS ablehnen. Hievon ist die SVS 
unverzüglich schriftlich unter Angabe der Gründe zu verständigen. Eine Ablehnung der 
Vertragsbehandlung zugunsten einer privaten Behandlung ist nicht zulässig. 
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(3) Private Krankenbehandlungen von Anspruchsberechtigten sind nur auf ausdrücklichen 
Wunsch der Anspruchsberechtigten zulässig. Die Anspruchsberechtigte ist von der 
Logopädin vor der Behandlung darüber aufzuklären, dass die SVS im Falle einer 
Privatbehandlung keinerlei Kosten für die Behandlung übernimmt. Die erfolgte Aufklärung 
ist von der Logopädin schriftlich zu dokumentieren und von der Patientin zu 
unterschreiben. Bereits bewilligte Krankenbehandlungen dürfen keinesfalls privat in 
Rechnung gestellt werden. 

 
(4) Eine Diskriminierung von Anspruchsberechtigten gegenüber Privatpatienten 

(insbesondere getrennte Wartezimmer, unterschiedliche Behandlungs- und 
Therapiezeiten oder bevorzugte Terminvergabe) ist unzulässig. 

 
 

§ 11 
Logopädisch-phoniatrisch-audiologische Behandlung 

 
(1) Die Behandlung der Versicherten und Anspruchsberechtigten im Sinne von § 78 BSVG 

bzw. § 83 GSVG obliegt der Logopädin nach den anerkannten Grundsätzen des 
logopädisch-phoniatrisch-audiologischen Dienstes. Die Leistungen im Sinne dieses 
Vertrages umfassen: 
 
1. die Erstellung eines Behandlungsplanes gemäß Anlage 3 (inklusive der notwendigen 

Tests und Befundungsinstrumente) und 
2. die Durchführung der Behandlungen im Wesentlichen bestehend aus den im 

Behandlungsplan angeführten Therapiemaßnahmen. 
 
(2) Die Logopädin ist verpflichtet, die Behandlung der in Abs. 1 bezeichneten Personen 

persönlich durchzuführen oder durch eine bei ihr angestellte Logopädin (§ 12) 
durchführen zu lassen. 

 
(3) Die Behandlung darf nur aufgrund einer (zahn)ärztlichen Verordnung (Überweisung) oder 

einer Verordnung (Überweisung) durch eine Vertragseinrichtung erfolgen. 
 

(4) Die ärztliche Anordnung hat eine genaue Beschreibung der Funktionsstörung und das 
Therapieziel zu enthalten. Die ärztliche Anordnung erfolgt mittels Überweisungsschein 
(Zuweisung) der Ärztin. 

 
(5) Die logopädisch-phoniatrisch-audiologische Behandlung im Sinne dieses Vertrages darf 

auf Rechnung der SVS grundsätzlich erst nach Vorliegen einer Bewilligung durch die 
SVS durchgeführt werden. Die vorherige Bewilligung durch den Chefärztlichen Dienst der 
SVS ist ab der 2. Sitzung erforderlich. Dem Bewilligungsansuchen ist der vollständig 
ausgefüllte Behandlungsplan (Anlage 3) beizulegen. Für Hausbesuche ist die vorherige 
Bewilligung jedenfalls spätestens nach dem ersten Hausbesuch einzuholen (Anlage 4). 

 
(6) Die gemäß Abs. 5 erforderliche Vorlage des Überweisungsscheins (Zuweisung) ist 

grundsätzlich von der Anspruchsberechtigten durchzuführen. In Ausnahmefällen kann 
dies auch durch die Logopädin über das Gesundheitspartnerportal (www.gp-portal.at) 
oder über www.svs.at/dokumentenupload erfolgen. 

 
(7) Die Behandlung hat alle Leistungen zu umfassen, die aufgrund der Ausbildung und der 

der Logopädin zu Gebote stehenden Hilfsmittel entsprechend den Bestimmungen der 
Rahmenvereinbarung durchgeführt werden können. 
 

(8) Mit der SVS können Leistungen insoweit abgerechnet werden, als sie durch die auf 
einem Überweisungsschein (Zuweisung) vorgenommene entsprechende ärztliche 
Anordnung sowie den Tarif gedeckt sind. Ein Abweichen von der ärztlichen Anordnung 
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ist nur nach dokumentierter Rücksprache mit der SVS möglich. Die Abweichung ist von 
der Logopädin am Überweisungsschein (Zuweisung) zu dokumentieren und mit Stempel, 
Datum und Unterschrift zu versehen. 

 
(9) Der Überweisungsschein (Zuweisung) hat die Art und Anzahl der durchgeführten und von 

der Patientin unter Beifügung des Datums mittels Unterschrift bestätigten Leistungen zu 
enthalten und ist mit dem Stempelaufdruck der Logopädin zu versehen. Die Unterschrift 
der Anspruchsberechtigten oder deren Begleitperson hat unmittelbar nach jeder 
einzelnen Behandlungseinheit zu erfolgen. Es ist unzulässig, mehrere oder alle durchge-
führten Behandlungen im Vorhinein oder im Nachhinein in einem bestätigen zu lassen. 

(10)  Eine Zuweisung verliert ihre Gültigkeit, wenn die Behandlung nicht innerhalb von 3 
Monaten ab Bewilligung durch die SVS begonnen wird. 

 
 

§ 11a 
Telemedizinische Behandlungen 

 
(1) In Ausnahmefällen (z.B. im Zuge einer Pandemie) können einzelne logopädische 

Behandlungen, wenn persönliche Behandlungen durch die Logopädin nicht möglich sind 
bzw. vermieden werden sollen, unter folgenden Voraussetzungen telemedizinisch 
durchgeführt werden: 
a. Die Patientin muss der Logopädin persönlich bekannt sein und der telemedizinischen 

Behandlung zustimmen, 
b. Das Wohl der Patientin muss nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft und 

nach dem Stand der Technik gewahrt werden, 
c. Fachliche und wissenschaftliche Erkenntnisse und Erfahrungen sind einzuhalten 

(lege artis), 
d. Nur Leistungen, die als zweckmäßige Krankenbehandlung angesehen werden 

können, sind mit der SVS verrechenbar. Dies erfordert konkret, dass telemedizinische 
bzw. teletherapeutische Behandlungen so durchgeführt werden können, dass ein 
Behandlungserfolg grundsätzlich wie bei einer persönlichen Behandlung in der Praxis 
erwartet werden kann. Ausgeschlossen sind daher natürlich alle Leistungen, bei 
denen von der Behandlerin selbst „Hand angelegt“ werden muss. Gleiches gilt, wenn 
die erforderlichen Inhalte per Telemedizin/Teletherapie nicht effektiv vermittelt werden 
können. 

e. Geeignetes technische Equipment ist zu verwenden, 
f. Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind einzuhalten. 

 
(2) Telemedizinisch erbrachte Leistungen werden nach den Tarifen laut Anlage 5 honoriert. 

Für telemedizinische Behandlungen dürfen der Patientin keine zusätzlichen Kosten 
entstehen und keine Zuschläge oder sonstige Privathonorare in Rechnung gestellt 
werden. 

 
(3) Eine Leistung ist nur verrechenbar, wenn sie zweckmäßig durchgeführt werden konnte 

(Stichwort: Abbruch wegen technischen Problemen). 
 
(4) Die Regelungen zur Patienteninformation (§ 15a) gelten in gleicher Weise. 
 
 

§ 12 
Anstellung von Therapeutinnen 

 
(1) Die Logopädin ist berechtigt maximal zwei Logopädinnen (im Folgenden kurz 

Angestellte) im Ausmaß von insgesamt maximal 80 Wochenstunden anzustellen. 
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(1a) Bei regionaler Unterversorgung ist gegen jederzeitigen Widerruf die Anstellung von 
Angehörigen anderer gehobener medizinisch-technischer Dienste zulässig. Auf die 
Einhaltung des Abs. 5 ist besonders Bedacht zu nehmen. 

 
(2) Die Logopädin hat der SVS unverzüglich mit Hilfe des Formulars laut Anlage 6 den 

Namen der Angestellten und das Ausmaß des jeweiligen Anstellungsverhältnisses zu 
übermitteln. 

 
(3) Die Logopädin ist verantwortlich, dass die Angestellte die Behandlungen gemäß den 

gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen durchführt und haftet gemäß der 
Erfüllungsgehilfenhaftung (§ 1313a ABGB). 

 
(4) Die Abrechnung der Leistungen der Angestellten erfolgt über die Logopädin. Aus der 

Abrechnung muss ersichtlich sein, wer die logopädisch-phoniatrisch-audiologische 
Behandlung erbracht hat. 

 
(5) Die Logopädin ist verantwortlich, dass die Angestellte regelmäßig insbesondere an 

Fallsupervisionen teilnimmt. Diese können in Form von Team- oder Einzelsupervisionen 
durchgeführt werden. Im Falle einer Beschäftigung im Ausmaß von 40 Stunden pro 
Woche sind die Supervisionstermine in einem Ausmaß von zumindest einer Stunde pro 
Woche anzusetzen. Bei einer geringeren Beschäftigung wird das Ausmaß der 
Supervision entsprechend reduziert. Die Teilnahme wird von der Logopädin und der 
Angestellten schriftlich bestätigt und ist bei Bedarf der SVS vorzuweisen. 

 
 

§ 13 
Vertretung 

 
(1) Für die Fortsetzung bereits begonnener Behandlungen hat die verhinderte 

Vertragslogopädin eine Vertretung unter Haftung für die Einhaltung der vertraglichen 
Bestimmungen einzurichten, sofern die unmittelbare Fortsetzung der begonnenen 
Behandlung durch eine andere Logopädin erforderlich ist. Die Vertretung ist der SVS 
unter Bekanntgabe des Namens der Vertreterin bekannt zu geben. 

 
(2) Sofern die Vertretung länger als durchgehend 42 Tage im Kalenderhalbjahr dauert, ist 

der SVS der Name der Vertreterin bekannt zu geben.  
 

(3) Abs. 1 und 2 gelten auch, wenn die Angestellte verhindert ist. 
 
 

§ 14 
e-card und eKOS 

 
Die Logopädin hat sich an das e-card System der österreichischen Sozialversicherung 
anzuschließen und die in diesem System vorgesehenen Abläufe, beispielsweise zur 
elektronischen Identifizierung, Verifizierung von Ansprüchen und Berechtigungen, 
Dokumentation von Diagnosen und Behandlungen (einschließlich Zu-/Über- und 
Einweisungen, Verordnungen, Transportbelegen und den anderen im Rahmen einer 
Behandlung zur Verfügung gestellten Belegen samt den jeweils damit verbundenen 
allfälligen Bewilligungen) sowie die nach diesem System bereitgestellten 
Verrechnungsabläufe zu verwenden, sobald die technischen Möglichkeiten dazu bestehen. 
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§ 15 
Behandlungsaufzeichnungen 

 
(1) Die Logopädin hat ungeachtet ihrer Berufspflichten für die in ihrer Behandlung stehenden 

Anspruchsberechtigten die im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis notwendigen 
Aufzeichnungen zu führen. Insbesondere sind in patientenbezogener Form 
Aufzeichnungen über folgende Daten zu führen: 
 
1. Name, Versicherungsnummer, Geburtsdatum und Anschrift der 

Anspruchsberechtigten; 
2. Name, Versicherungsnummer, Geburtsdatum und Anschrift der Versicherten falls die 

Anspruchsberechtigte eine Angehörige ist; 
3. Diagnose; 
4. Datum und Art der erbrachten Leistung; 
5. Hinweise auf einschlägige, vorangegangene Vorbehandlungen in eigener und 

fremder Praxis; 
6. Namen der zuweisenden Ärztin beziehungsweise der zuweisenden Stelle. 
 

(2) Die Logopädin ist verpflichtet, diese Aufzeichnungen mindestens sieben Jahre ab dem 
letzten Behandlungstag aufzubewahren, sofern nicht gesetzlich eine längere 
Aufbewahrungsfrist vorgesehen ist. 
 

(3) Die Logopädin ist außerdem verpflichtet, die von der Patientin unterschriebenen 
Überweisungsscheine (Zuweisungen) mindestens sieben Jahre ab dem letzten 
Behandlungstag aufzubewahren, sofern nicht gesetzlich eine längere Aufbewahrungsfrist 
vorgesehen ist. 

 
 

§ 15a 
Patienteninformation 

 
(1) Die Logopädin hat die Anspruchsberechtigte zu Beginn der Behandlung darüber zu 

informieren, dass die vereinbarten Termine ordnungsgemäß einzuhalten sind und 
Terminabsagen rechtzeitig erfolgen müssen. 

 
(2) Der Anspruchsberechtigten ist dazu bei Beginn der Behandlung das Informationsblatt 

Anlage 8 zur Unterschrift vorzulegen und eine Gleichschrift desselben auszuhändigen. 
 
 

 
§ 16 

Honorierung 
 

(1) Die Honorierung der von der Logopädin beziehungsweise der Angestellten erbrachten 
Leistungen erfolgt nach den in Anlage 5 angeführten Tarifsätzen. Die Tarifsätze 
umfassen alle mit der Behandlung zusammenhängenden Leistungen einschließlich der 
nötigen Vor- und Nachbereitungszeit. Bei Hausbesuchen werden die Leistungspositionen 
T5 und T51 zusätzlich zur logopädisch-phoniatrisch-audiologischen Behandlung 
verrechnet.  
 

(2) Logopädisch-phoniatrisch-audiologische Behandlungen werden von der SVS nur dann 
honoriert, wenn eine Krankenbehandlung beziehungsweise eine Maßnahme einer 
medizinischen Rehabilitation und eine Bewilligung gemäß § 11 Abs. 5 vorliegen. In der 
Anlage 5 nicht enthaltene Leistungen werden von der SVS nicht vergütet. 
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(3) Die SVS ist berechtigt, die Honorierung von Leistungen abzulehnen, wenn die 
vertraglichen Bestimmungen nicht eingehalten werden. 

 
Dies gilt insbesondere dann, wenn: 
1. die Bewilligung der SVS fehlt (mit Ausnahme der Erstsitzung), 
2. die ärztliche Anordnung dokumentationslos nicht eingehalten wurde, 
3. die Bestätigung der Durchführung der Behandlungen durch die Unterschrift der 

Anspruchsberechtigten fehlt oder im Vorhinein in einem erfolgt ist oder das 
Behandlungsdatum fehlt. 
  

(4) Hat die SVS die Honorierung von Leistungen aus den in Abs. 2 und 3 angeführten 
Gründen abgelehnt, kann die Logopädin die Kosten der Anspruchsberechtigten nicht in 
Rechnung stellen. 

 
 

„§ 16 a 
Qualitätsbonus 

 
(1) Die SVS zahlt der Logopädin einen Qualitätsbonus in der Höhe von 9,24 % der 

jährlichen Abrechnungssumme (ausgenommen Position T51 - Kilometergeld) -
maßgeblich zur Feststellung der Abrechnungssumme ist das Behandlungsdatum - bei 
Erfüllung folgender Voraussetzungen aus: 

 
1. Die Abrechnung wird gemäß § 18 elektronisch durchgeführt. 

 
2. Die Ausstattung entspricht den in Anlage 4 angeführten Standards. 

 
3. Die Logopädin verfügt idealerweise über eine eigene Homepage, auf der 

wesentliche Informationen über die Terminvereinbarung, Spezialisierungen, 
Kontaktmöglichkeiten und allgemeine Angaben über die Inanspruchnahme der 
logopädischen Leistungen angeführt sind. Alternativ können diese Informationen 
auch über die Website des jeweiligen Verbands mittels der TherapeutInnensuche 
zur Verfügung gestellt werden. 
 

4. Die Logopädin kann Fortbildungen über das in § 38 MTDG vorgeschriebene 
Mindestausmaß nachweisen. Die nähere Ausgestaltung ist in Anlage 9 geregelt. 

 
(2) Die Logopädin weist das Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 1 mittels Formblatts 

laut Anlage 10 bis spätestens 15. April des Folgejahres nach. Dieses ist über 
www.svs.at/dokumentenupload hochzuladen oder an die abrechnende Landesstelle zu 
schicken. 

 
 

§ 17 
Zuzahlungen 

 
(1) Die Logopädin darf für die von ihr oder von den Angestellten im Sinne des Vertrages an 

Anspruchsberechtigten erbrachten Leistungen weder von diesen noch von Dritten 
Privathonorare, Aufzahlungen und dergleichen – aus welchem Titel immer – verlangen 
oder entgegennehmen. 

 
(2) Die SVS ist berechtigt, vertragswidrige Privathonorare von der Honorarabrechnung unter 

genauer Angabe des Falles einzubehalten. 
 
 
 



- 11 - 
 

§ 18 
Abrechnung 

 
(1) Die monatlichen elektronischen Abrechnungen sind getrennt nach den bisher 

verwendeten Trägercodes („40“ für SVS-GW“ oder „50“ für „SVS-LW“) durchzuführen. 
Die Zuordnung der Anspruchsberechtigten ist auf der Verordnung ersichtlich.  
 

(2) Die Anweisung der ordnungsgemäß abgerechneten Honorare erfolgt längstens sechs 
Wochen nach Einlangen der Abrechnungen bei der/dem gemäß Anlage 7 für die 
Abrechnung zuständigen Landesstelle/Dienstleistungszentrum der SVS. Im Falle einer 
Vertretung gemäß § 13 hat die vertretene Logopädin Rechnung zu legen, das 
Vertragshonorar wird ihr überwiesen. Die UID-Nummer der SVS lautet ATU74620109; 
diese ist bei jeder Abrechnung anzuführen. 

 
(2a) Die Anweisung des Qualitätsbonus nach § 16a erfolgt seitens der SVS im Mai des 

Folgejahres. 
 
(3) Die Logopädin verpflichtet sich einen Datenträgeraustausch nach dem Datensatz des 

Hauptverbandes für Vertragspartner für Abrechnungszwecke durchzuführen. 
 

(4) Für Leistungen, deren Erbringung im Zeitpunkt der Rechnungslegung mehr als drei Jahre 
zurückliegt, werden keine Honorare bezahlt. 
 
 

§ 19 
Administrative Mitarbeit 

 
Die Logopädin ist zur Durchführung schriftlicher Arbeiten im Rahmen ihrer therapeutischen 
Tätigkeit insoweit verpflichtet, als dies in der Rahmenvereinbarung vorgesehen oder sonst 
zwischen den Vertragsparteien vereinbart wird. Die SVS hat darauf Bedacht zu nehmen, 
dass die administrative Belastung auf das notwendige Maß beschränkt bleibt. 
 
 

§ 20 
Auskunftserteilung 

 
(1) Die Logopädin ist im Rahmen ihrer vertraglichen Tätigkeit der SVA gegenüber zur 

Auskunftserteilung verpflichtet. Die SVS ist zur Einsichtnahme in alle entsprechenden 
Unterlagen, wenn erforderlich auch an Ort und Stelle, berechtigt. 
 

(2) Abs. 1 gilt insbesondere für die gemäß § 15 Abs. 3 aufzubewahrenden 
Überweisungsscheine (Zuweisungen), welche auf Aufforderung durch die SVS dieser 
auch im Original jederzeit zur Verfügung zu stellen sind. 

 
 

§ 21 
Schlichtung von Streitigkeiten 

 
(1) Streitigkeiten, die sich aus dieser Rahmenvereinbarung oder aus einem auf dieser 

Rahmenvereinbarung basierenden Einzelvertragsverhältnis ergeben, sollen 
einvernehmlich zwischen den Parteien der Rahmenvereinbarung (des 
Einzelvertrages) bereinigt werden.  

 
(2) Bei Streitigkeiten aus dem Einzelvertragsverhältnis ist überdies ein 

Schlichtungsversuch durch die Parteien der Rahmenvereinbarung durchzuführen. 
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(3) Sollte eine einvernehmliche Lösung nicht möglich sein, so gilt der Gerichtsstand Wien 
als vereinbart. 

 
 

§ 22 
Gültigkeitsdauer 

 
(1) Diese Rahmenvereinbarung tritt mit 01.01.2020 in Kraft und wird auf unbestimmte 

Zeit abgeschlossen.  
 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Vereinbarung tritt die Rahmenvereinbarung vom 26.02.2018, 
abgeschlossen zwischen dem Verband und der Sozialversicherungsanstalt der 
Bauern sowie die Rahmenvereinbarung vom 05.04.2018, abgeschlossen zwischen 
dem Verband und der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft außer 
Kraft. 

 
(3) Die Rahmenvereinbarung kann von jeder Vertragspartei ohne Angabe von Gründen 

unter Einhaltung einer vierwöchigen Kündigungsfrist jeweils zum Ende eines jeden 
Kalendervierteljahres mit eingeschriebenem Brief gekündigt werden. 

 
 

Wien, am  
 

 
SOZIALVERSICHERUNGSANSTALT DER SELBSTÄNDIGEN 

  
  
  
  
  
  

 
 
 
Wien, am 
 
 

logopädieaustria 
Bundesverband der Logopädinnen und Logopäden Österreichs 

 
 
 
 

Anlagen:  1 – Einzelvertrag 
     2 – Indikationenkatalog 

      3 – Behandlungsplan 
      4 – Mindeststandards für Therapieräumlichkeiten 
      5 – Tarifanlage 
      6 – Mitteilung über den Beschäftigungsstand 
      7 – Abrechnungsstelle 
      8 – Patienteninformation 

9 – Voraussetzungen für die Erlangung der Bestätigung über die absolvierten Fort-       
und Weiterbildungen  
10 – Bestätigung über die Erfüllung der Voraussetzungen zur Erlangung des 
Qualitätsbonus gem § 16a  


